
Politikum Mindestlohn

Die Bundestagswahl ist vorüber, CDU und
CSU sind auf der Suche nach einem Koaliti-
onspartner. Dazu konferieren die Unions-
parteien sowohl mit der SPD als auch mit
Bündnis 90/Die Grünen. Unabhängig davon,
wer letztlich in Koalitionsverhandlungen
tritt, steht der Bundeskanzlerin die Debatte

um einen gesetzlichen Mindestlohn ins Haus. Der Disput um Min-
destlöhne, die es dem Einzelnen ermöglichen sollen, vom Lohn
seiner Arbeit leben zu können, zog sich bereits durch die vergan-
genen Legislaturperioden. Inzwischen wurden in zahlreichen
Branchen tarifvertraglich fixierte Lohnuntergrenzen vom Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales für allgemeinverbindlich
erklärt; sie erfassen damit auch nicht tarifgebundene Arbeitgeber
und Arbeitnehmer.

Jetzt geht es um einen gesetzlichen, das heißt einen flächen-
deckenden und staatlich festgelegten, Mindestlohn für alle. So-
wohl SPD als auch Grüne wollen – laut Wahlprogramm – eine
Expertenkommission zur Findung des „richtigen“ Mindestlohns
ins Leben rufen; bislang stehen 8,50 Euro pro Stunde im Raum.
An der richtigen Höhe eines Mindestlohns arbeiten sich auch die
meisten ökonomischen Analysen ab. Ergebnis: Liegt er unter
oder genau bei dem Lohn, bei dem sich das Arbeitsangebot der
Arbeitnehmer mit der Nachfrage nach Arbeitskraft durch die Ar-
beitgeber deckt, hat er keinerlei Effekte auf den Arbeitsmarkt.
Liegt der Mindestlohn darüber, führt er zu mehr Arbeitslosigkeit,
da Unternehmen niemanden einstellen, dessen Produktivität un-
ter dem Mindestlohn liegt.

Das größte Risiko liegt aber abseits des rein ökonomischen
Abwägens: Ein politisch zu verabschiedender Mindestlohn ist
leicht und medienwirksam im Wahlkampf zu instrumentalisie-
ren. Man kann sich kaum vorstellen, dass kommende Wahl-
kämpfer nicht darüber nachdächten: Wie viele Stimmen lassen
sich mit einem Mindestlohn gewinnen, der sichtbar über dem
„Angebot“ der politischen Konkurrenz liegt?

Lars Vogel

Einsprüche und Engpässe 
Rund 80 große Investitionsvor-
haben mit einem Investitions-
volumen von knapp 51 Milliar-
den Euro liegen in Deutsch-
land aufgrund von Bürgerein-
sprüchen, politischen Blocka-
den oder Geldmangel „auf Eis“:
Zu diesem Ergebnis kommt ei-
ne Umfrage des Bundesver-
bandes der Deutschen Bauin-
dustrie, die er unter seinen 16
Mitgliedsverbänden durchge-
führt hat. 

Für den Bauhauptverband
sind Blockaden großer Investi-
tionsvorhaben ein Grund da-
für, dass die Nettoinvestitions-
quote in Deutschland sowohl
im Unternehmenssektor als
auch im öffentlichen Sektor in-
nerhalb der vergangenen zwei
Jahrzehnte dramatisch „abge-
stürzt“ sei. Im Unternehmens-
sektor ersetzten die neuen In-
vestitionen in Anlagen derzeit
nur wenig mehr als die Ab-
schreibungen für deren Abnut-
zung; im öffentlichen Sektor
sei diese Nettoinvestitionsquo-
te seit Jahren sogar negativ. 

34 Projekte mit einem In-
vestitionsvolumen von 20,5
Milliarden Euro seien durch
regionale Bürgerinitiativen,
einzelne Bürger, aber auch
Klagen von Naturschutzver-
bänden blockiert. Darüber hi-
naus gebe es 19 Projekte mit
einem Investitionsvolumen
von acht Milliarden Euro, die
aufgrund von Meinungsunter-
schieden zwischen staatlichen
Ebenen politisch blockiert sei-
en. Bei den restlichen Projek-
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ten – Investitionsvolumen:
22,3 Milliarden Euro – sei die
Finanzierung ungesichert. Be-
troffen seien hier vor allem
Verkehrsprojekte des Bundes.
http://goo.gl/oKvM0S

Gaudeamus igitur?
Das Statistische Bundesamt
hat mitgeteilt, dass im Prü-
fungsjahr 2012 rund 413 000
Absolventen eine deutsche
Hochschule mit Abschluss ver-
lassen haben. Im Jahr 2002
waren es knapp 210 000 Men-
schen, die ein Studium erfolg-
reich abgeschlossen hatten.
Zurückzuführen sei der An-
stieg auf die zunehmende Zahl
von Studienanfängern sowie
auf die „Bologna-Reform“:
Durch „Bologna“ können Stu-
dierende bereits nach drei Jah-
ren an der Hochschule mit
dem Bachelor einen berufs-
qualifizierenden Abschluss er-
halten.

Traditionelle Abschlüsse
werden dagegen seltener: Nur
noch 19,4 Prozent der Absol-
venten schließen ihr Studium
mit einem Titel wie etwa dem
Magister ab. Der mit dem Bo-
logna-Prozess neu eingeführte
Master kommt inzwischen be-
reits auf rund 15 Prozent.
Während es im Jahr 2002 nur
1 000 Bachelor- und 2 200
Masterabschlüsse gegeben ha-
be, seien es im Jahr 2012 rund
183 200 Bachelor- und 58 600
Masterabschlüsse gewesen, so
die Statistiker.

Die durchschnittliche Studi-
endauer sank in den vergan-
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Auf den ersten Blick eine gu-
te Nachricht: Die deutschen
Kommunen mussten 2012
keine neuen Schulden ma-
chen! Na endlich, wird man-
cher denken, ab sofort wird
vernünftig gewirtschaftet.
Doch der Preis dafür zeigt
sich bei genauerem Hin-
schauen: Nur durch den Ver-
zicht auf Investitionen sind
die Kommunen 2012 ohne
neue Schulden ausgekom-
men. Das Jahr sei mit einer
„schwarzen Null“ abgeschlos-
sen worden, teilt der Deut-
sche Städte- und Gemeinde-
bund (DStGB) mit. Allerdings
sei dieses Ergebnis durch das
Unterlassen dringend not-
wendiger Investitionen teuer
erkauft worden. Der Verfall
der Infrastruktur werde zu-
nehmend zur Wachstums-
bremse. Gleichzeitig gehe die
Schere zwischen armen und
reichen Kommunen immer
weiter auseinander. 

Während die Kommunen
Milliarden für Sozialtransfers
ausgeben müssen, vergam-
meln Straßen und Schulen,
werden in Behörden Personal-
einsparungen vorgenommen
oder bereits Geplantes in die
Zukunft verschoben. Deutsch-
land leidet unter einer Investi-
tionslücke: Zu diesem Urteil
gelangen inzwischen zahlrei-
che Institutionen und Exper-
ten aus Politik, Wirtschaft und
Wissenschaft. 

Investitionen 
für den Wohlstand
Warum sind öffentliche In-
vestitionen überhaupt von Be-
deutung? Was eine Volkswirt-
schaft mit den vorhandenen
Produktionsmitteln herstel-
len kann, ist auch abhängig
von den öffentlichen Investi-
tionen, die zuvor getätigt wor-
den sind. Vor allem Investitio-
nen in die Infrastruktur sind
für die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung bedeutsam. Aus-
sagen zum „optimalen“ staat-
lichen Engagement sind aller-
dings nicht möglich. Letztlich
muss im Einzelfall geprüft
werden: Ist die geplante In-
vestition volkswirtschaftlich
vorteilhaft? Muss sie vom
Staat durchgeführt werden? 

Häufig verläuft die Argu-
mentation falsch herum. Vie-
le Projekte vermitteln den
Eindruck: Hauptsache, wir in-
vestieren ein paar Milliarden
Euro; für was, das wird dann
im weiteren Verlauf des Pro-
jektes diskutiert oder an Ar-

beitskreise deligiert. Ent-
scheidend ist aber, ob die Ver-
sorgung für Bürger und Wirt-
schaftende effizient und auf
einem angemessenen Niveau
erfolgt. Darüber hinaus sind
Investitionen nachfragewirk-
sam, das heißt, sie erhöhen un-
mittelbar das Bruttoinlands -
produkt (BIP) eines Landes. 

Die Investitionsquote gilt
unter Ökonomen als langfris-
tiges Maß dafür, wie attraktiv
ein Standort ist. Volkswirte
beobachten die Entwicklung
in Deutschland mit Sorge,
weil über viele Jahre niedrige
Investitionen das Wachstums-
potenzial einer Volkswirt-
schaft drücken. Ob über kurz
oder lang: Investitionen be-
einflussen das Wachstum und
dadurch den Wohlstand eines
Landes.

Investitionslücke
festgestellt
Die öffentlichen Investitionen
sind in den letzten Jahren zu-
rückgegangen. Anfang der
1970er Jahre lag ihr Anteil am
BIP noch bei gut 4,5 Prozent.
Selbst infolge des Wiederauf-
baus in den neuen Bundes-
ländern gab der deutsche
Staat noch 2,7 Prozent der
Wirtschaftsleistung für Infra-
struktur aus. Mittlerweile ist
der Anteil auf unter zwei Pro-
zent gesunken. Berücksich-
tigt man die Abschreibungen,
also die errechnete Wertmin-

Investitionslücke in Deutschland?

Schulgebäude verfallen, Straßen zerbröseln in der Sommerhitze, Autobahnbrücken bröckeln,
und doch: Deutschland steht wirtschaftlich angeblich glänzend da. Das kann nicht darüber
hinwegtäuschen, dass bei öffentlichen Investitionen Nachholbedarf besteht, weil die Infra-
struktur ureigene staatliche Aufgabe ist. Nach Expertenmeinung müsste mehr Geld fließen: ins
deutsche Straßen- und Schienennetz, in Wasser- und Schifffahrtswege, für Schulen und Uni-
versitäten.

genen zehn Jahren von 10,6
auf 8,8 Semester.
http://goo.gl/Bnv1ST

Guter Rat ist teuer
Externe Berater verfassen Gut-
achten, geben fachliche Hin-
weise bei der Ausarbeitung
von Förderprogrammen oder
fertigen selbst Gesetzestext-
Entwürfe an. Sie verdienen
Millionen mit diesen Aufträ-
gen, die sie von der Bundesre-
gierung und ihren Bundesbe-
hörden bekommen. Mindes-
tens eine Milliarde Euro waren
es im Zeitraum von 2009 bis
2013, denn laufende Projekte
wurden noch nicht berück-
sichtigt. Diese immense Sum-
me findet sich in der Bundes-
tagsdrucksache 17/14647, die
Mitte September veröffentlicht
wurde. 

Allein das Bundesministeri-
um für Bildung und For-
schung holte für rund 465 Mil-
lionen Euro externen Rat ein.
Mit rund 115 Millionen Euro
tätigte nach Angaben der Bun-
desregierung das Wirtschafts-
ministerium die zweithöchs-
ten Ausgaben für externe Be-
ratungs- und Dienstleistun-
gen. Mit etwas Abstand folgen
das Umweltministerium (82
Millionen Euro) und das Ver-
kehrsministerium (knapp 72
Millionen Euro). Wenig Bera-
tungsbedarf gab es im Famili-
enministerium: 293 600 Euro
schlagen hier im Fünfjahres-
zeitraum zu Buche.

Die eigentlich Zuständigen,
die Beamten und Angestellten
der Ministerialbürokratie,
scheinen gelegentlich über-
fragt. Die Bundesregierung er-
klärt das mit dem Hinweis auf
den „speziellen“ Charakter
mancher externen Beratung.
hthttp://goo.gl/nWw9Dc
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Steuerschätzung
in Milliarden Euro

2012* 573,7

2013 584,5

2014 606,9

2015 628,5

2016 653,5

2017 672,7

* Ist-Wert
Quelle: Bundesministerium der Finanzen



Prozent. Darin enthalten sind
unter anderem die Gehälter
für die Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes, die Aus-
gaben von Sozialversicherun-
gen – zum Beispiel Renten –
und die Investitionen. Die
staatlichen Investitionen ma-
chen also nur einen kleinen
Anteil der öffentlichen Ge-
samtausgaben aus.

Fahren auf Verschleiß,
Infrastruktur bröckelt
Auch das Deutsche Institut
für Urbanistik (Difu) diagnos-
tiziert zu geringe öffentliche
Investitionen. Im Auftrag der
staatlichen Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW) wurden
526 Städte, Gemeinden und
Landkreise befragt. Dabei er-
gab sich für 2012 ein Investi-
tionsrückstand von 128 Milli-
arden Euro, wovon 33 Milliar-
den Euro auf Straßenbau und
Verkehr entfielen; 22 Milliar-
den Euro fehlten im Bildungs-
bereich, vor allem bei den
Schulen.

Wenn Straßen und Schulen
fehlen, sind Transport und
Ausbildung nicht dauerhaft
gesichert. Beispiel Straßen-
bau: Ein großer Teil der Stra-
ßen in Deutschland befindet
sich in sogenannter Baulast-
trägerschaft der Kommunen.
Städte, Kreise und Gemein-
den sind daher für Bau, Un-
terhalt und Betrieb zuständig.
Sie müssen die Kosten dafür
tragen. Dies gilt nicht nur für
Straßen, sondern auch für
Straßenbrücken. Von rund
67 000 Straßenbrücken, für
die Kommunen zuständig
sind, befindet sich laut aktu-
eller Studie des Difu ein gutes
Drittel in schlechtem oder ge-
rade noch ausreichendem
baulichen Zustand. Diese Brü-

derung durch Gebrauch und
Abnutzung, liegt die Investiti-
onsquote sogar nahe null. Der
Wert bestehender Straßen,
Schulen und Schienen sinkt
Jahr für Jahr: Sie werden bau-
fälliger, sogar unbenutzbar.
Seit 2003 summiert sich der
Wertverlust auf insgesamt
rund 34 Milliarden Euro; al-
lein für das Jahr 2012 wurde
ein Verlust von 6,4 Milliarden
Euro ermittelt. In den Daten
des Statistischen Bundesam-
tes zeigt sich: In den letzten
zehn Jahren waren die Ab-
schreibungen auf die öffentli-
che Infrastruktur größer als
die Investitionen. 

2011 lag der Anteil der öf-
fentlichen Investitionen in
Deutschland bei 1,6 Prozent
der Wirtschaftsleistung; im
EU-Durchschnitt wurden 2,5
Prozent des BIP ausgegeben.
Zum Vergleich: Die Staats-
quote – das Verhältnis der
Staatsausgaben zum BIP in
Prozent – gibt an, wie hoch
die Ausgaben des Staates im
Verhältnis zur gesamten
Wirtschaftsleistung sind; sie
lag im Jahr 2012 bei rund 45

cken müssen bis 2030 entwe-
der saniert oder komplett neu
gebaut werden. Die Investiti-
onsmittel für Neubauten be-
ziffert das Institut auf rund
elf Milliarden Euro bis 2030,
hinzu kommen geschätzte
fünf bis sechs Milliarden Euro
für die Teilsanierung von Brü-
cken oder Brückenteilen.

Während zum Beispiel
Straßenbau grundsätzlich als
Investition gilt, ist gemäß der
Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung – die „Bilanz“
der Volkswirte – Bildung als
konsumtive Größe, als
„Staatsverbrauch“ anzuse-
hen. Dabei ist aber die Ausbil-
dung kommender Fach- und
Führungskräfte unbestritten
eine sinnvolle Investition in
die Zukunft, eine Investition,
die sich langfristig auszahlt.
Nahezu unisono wird immer
wieder betont, dass Deutsch-
land als rohstoffarmes Land
vor allem auf „Köpfe“ ange-
wiesen sei. Ergo müsste da-
rauf geachtet werden, dass
langfristig öffentliche Investi-
tionen in einem umfassende-
ren Sinn bereitgestellt wer-
den können.

Viel hilft viel?
Doch woher nehmen?
Kein Wunder, dass auch die
Wirtschaftsverbände, zum
Beispiel der Bundesverband
der Deutschen Industrie (BDI),
ungeduldig werden. In der
kommenden Legislaturperi-
ode müsse eine umfassende
und nachhaltige Investitions-
offensive in den Mittelpunkt
der Wirtschaftspolitik gerückt
werden, lautet die BDI-Forde-
rung. Um diese zu finanzie-
ren, bräuchten aber keine
Steuern erhöht oder zusätzlich
erhoben werden. Die mittel-

fristige Finanzplanung des
Bundes weise für die kom-
menden Jahre beträchtliche
Haushaltsüberschüsse auf.
Diese Überschüsse könnten
nun investiv und nicht kon-
sumtiv verwendet werden.

So einmütig die Fachleute
eine Investitionslücke be-
scheinigen, so uneinig wird
über die Finanzierung disku-
tiert. Die Vorschläge reichen –
so sie denn überhaupt ge-
macht werden – von Um-
schichtungen in den Haushal-
ten von Bund, Bundesländern
und Gemeinden über zusätz-
liche, zweckgebundene Abga-
ben – Stichwort Mautgebühr
– bis hin zu Steuererhöhun-
gen. Jeder Vorschlag hat seine
Vor- und Nachteile: Um-
schichtungen bedeuten, dass
jemandem etwas genommen
wird, um es anderswo zu ver-
wenden. Zweckgebundene
Ausgaben machen den Fi-
nanzminister unglücklich,
weil er diese Einnahmen
nicht allgemein verwenden
darf. Steuererhöhungen be-
lasten diese oder jene Gruppe
und erzeugen möglicherweise
Ausweichverhalten. Spätes-
tens jetzt treffen Ökonomie
und Politik aufeinander: im
Streit darüber, dass der Staat
das Geld „richtig“ einsetzt.
Dass diese richtige Verwen-
dung tatsächlich stattfinden
wird, kann angesichts man-
cher Fehlinvestition – Schiff-
fahrt-Kanäle, Regionalflughä-
fen und sonstige Prestigepro-
jekte – bezweifelt werden.

Es geht nicht darum, Geld
mit der Gießkanne zu vertei-
len. Für die langfristige Ent-
wicklung ist entscheidender,
wie und wofür das Geld ein-
gesetzt wird.

Andreas Schirmer

„In den 20 Jahren nach der Wiedervereinigung hatte der Aufbau der Infrastruktur in Ostdeutschland Vorrang.
Das war notwendig. Aber die Substanz im Westen hat in dieser Zeit gelitten.
Jetzt setzen wir die Prioritäten bei Erhalt und Modernisierung.“ 
Peter Ramsauer, Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

Staatsquote
in Relation zum BIP, in Prozent

1960 32,9

1965 37,1

1970 38,5

1975 48,8

1980 46,9

1985 45,2

1990 43,6

1995 54,9

2000 47,6

2005 46,9

2010 47,9

2011 45,2

2012 44,7

Quelle: Bundesministerium der Finanzen



getauscht worden, darunter
knapp 900 000 Energiespar-
lampen.

Der Staat unterstützt also
Projekte, die die negativen Fol-
gen seiner Preistreiberei ab-
fangen sollen – dann kann die
Energiewende ja nicht mehr
schiefgehen.

Geldwertstabilität
In den vergangenen Jahren ha-
ben die privaten Haushalte in
Deutschland weniger gespart.
Seit 2008 hat sich die Spar-
quote, das Verhältnis der Er-
sparnis zum verfügbaren Ein-
kommen, in kleinen Schritten
von 11,5 Prozent (2008) auf
10,0 Prozent Mitte 2013 ver-
ringert. 

Vollbeschäftigung
Nach Angaben der Bundes-
agentur für Arbeit waren im
September offiziell 2,85 Millio-
nen Menschen ohne Arbeits-
platz. Das sind zwar 97 000 we-
niger als im August, aber
61000 mehr als im Vorjahr. Die
erhoffte Herbstbelebung ist da-
mit schwächer ausgefallen als
in den Jahren zuvor.

In den Tagen vor der Veröf-
fentlichung der aktuellen Sep-
tember-Zahlen hatte es noch
geheißen: „Die nach der Som-
merpause übliche Einstel-
lungswelle hat die Arbeitslosig-
keit in Deutschland nach Ex-
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Die Soziale Marktwirtschaft im Oktober 2013
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die  Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

perteneinschätzung im Sep-
tember kräftig sinken lassen.“

Eigenverantwortung
Seit Ende 2008 fördert das
Bundesumweltministerium im
Rahmen der Nationalen Kli-
maschutzinitiative das Ge-
meinschaftsprojekt „Strom-
spar-Check PLUS“. Das Pro-
jekt von Caritas und Bundes-
verband der Energie- und Kli-
maschutzagenturen hat unter
anderem das Ziel, den Strom-
verbrauch einkommensschwa-
cher Haushalte zu verringern
und damit deren Kostenbelas-
tung zu reduzieren. Gering-
verdiener und Hartz-IV-Emp-
fänger sind durch den Preis-
schub für Energie besonders
betroffen.

Nun meldete das Projekt die
100 000ste Energiesparbera-
tung. Beraten wird, wer Ar-
beitslosengeld II, Sozialhilfe
oder Wohngeld bezieht. Ener-
giesparberater im Auftrag der
Caritas analysieren den Haus-
halt und die Gewohnheiten sei-
ner Bewohner, um dann Ener-
giespar-Artikel im Wert von
durchschnittlich 70 Euro zu
ins tallieren. Insgesamt seien
rund 1,2 Millionen Artikel aus-

Gemäß einer Studie des
Bundesverbandes der Deut-
schen Volks- und Raiffeisen-
banken sei die Geldpolitik der
EZB-Volkswirte Hauptursache
für den Rückgang: Niedrige
Zinsen verringerten die Erträ-
ge und damit auch die Sparan-
reize. Es droht nach Auffas-
sung des Verbandes die Erosi-
on des Spar- und Vorsorgewil-
lens. 

Die Inflationsrate und ihre
Auswirkung auf das Vorsorge-
sparen bleiben in der Studie
unberücksichtigt. Wird die Ra-
te von „nahe, aber unter zwei
Prozent“ – so die Zielgröße der
EZB – erreicht, ist von Werter-
halt des Ersparten kaum aus-
zugehen – von Vermögenszu-
wächsen ganz zu schweigen.

I N D E X

„Insgesamt zeigt sich der Arbeitsmarkt in einer guten Grundverfassung,
gleichzeitig werden aber strukturelle Probleme immer deutlicher.“
Heinrich Alt, Vorstandsmitglied der Bundesagentur für Arbeit
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Arbeitslose
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit
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Sparquote
in Prozent

2008 11,5

2009 10,9

2010 10,9

2011 10,4

2012 10,3

2013* 10,0

*1. Halbjahr
Quelle: Statistisches Bundesamt

Stromkosten
pro Monat, 3-Pers.-Haushalt, in Euro

Produktion* Steuern/Umlagen

2002 28,32 18,67

2004 31,56 20,83

2006 34,27 22,50

2008 37,95 25,21

2010 40,51 28,59

2012 40,98 34,10

*Erzeugung, Transport, Vertrieb
Quelle: Bundesverband der 
Energie und Wasserwirtschaft


